
Personalvorsorge
Fragezeichen 
um die SPL
VADUZ «Die Konstruktionsmängel im 
System der staatlichen Personalvor-
sorge, der eingeschränkte Hand-
lungsspielraum des Stiftungsrats so-
wie die anhaltende Niedrigzinsphase 
führen zu einer gestiegenen Wahr-
scheinlichkeit von sehr hohen Sanie-
rungsbeiträgen zur Stabilisierung der 
Personalvorsorge.» Dieser Satz im Ri-
sikobericht der Post AG lässt nicht 
unbedingt Gutes erahnen. Im Zuge 
einer Kleinen Anfrage wollte Wende-
lin Lampert Näheres dazu wissen. 
«Ist es aus Sicht der Regierung zu ver-
antworten, dass die SPL einen Teil 
des Darlehens ab einem Deckungs-
grad von 105 Prozent zurückbezahlt, 
obwohl dieser Deckungsgrad nur mit 
der beschriebenen massiven Umver-
teilung, Rentenkürzungen und Soli-
daritätsbeiträgen erreicht wurde, 
und auch bei einem Deckungsgrad 
von 105 Prozent immer noch drin-
gend notwendige Wertschwankungs-
reserven im Umfang von ca. 134 Mio. 
Franken fehlen?» Wie Regierungs-
chef Daniel Risch dazu sagte, sei die 
Entscheidung, einen Teil des Darle-
hens zurückzuzahlen, ein geschäfts-
politischer Entscheid und liege in der 
Verantwortung des Stiftungsrats. 
Die gesamte Umverteilung zu Lasten 
der Aktivversicherten für die Jahre 
2014 bis 2020 beträgt 115,1 Mio. Fran-
ken. Davon betrage die unerwünsch-
te Umverteilung für die Jahre 2014 
bis 2020 insgesamt 81,7 Mio. Fran-
ken. Seit der Gesetzesänderung im 
Jahre 2014 betrage die Kürzung der 
Renten per 1. Januar dieses Jahres 
7,37 Prozent. Der Umwandlungssatz 
betrage per 1. Januar dieses Jahres 
5,025 Prozent, im Alter von 64 Jah-
ren. «Wichtig ist festzuhalten, dass 
sich die oben erwähnte Rentenkür-
zung wie auch der Umwandlungs-
satz per 1. Januar 2021 auf die Jahr-
gänge 1957 beziehen und nicht pau-
schal für alle Jahrgänge angewendet 
werden können. Die jeweiligen Para-
meter sind für alle Jahrgänge unter-
schiedlich», so Risch. Wie mittler-
weile bekannt ist, verfügt die Regie-
rung seit Januar, dass konkrete Lö-
sungsmassnahmen zur Verhinde-
rung beziehungsweise Eindämmung 
der Umverteilung in der Zukunft 
aufzeigen soll. «Derzeit ist es ver-
früht, über konkrete Massnahmen 
zu sprechen», sagte Risch.  (hf)
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